
 

 

 

 

 

 

Richtlinie über die Aufbewahrung, Aussonderung und Vernichtung von Akten 

an der Katholischen Stiftungshochschule München 
 

 

 

1. Allgemeines 

Diese Richtlinien stellt Grundsätze für die Aufbewahrung, die Aussonderung und die Vernichtung 

von Akten auf, die dazu beitragen soll, den Aufwand für das Aufbewahren von Akten gering zu hal-

ten und gleichzeitig die den gesetzlichen Regelungen entsprechende Aufbewahrung zu ermögli-

chen. 

Das in der Verwaltung und in den Einrichtungen der KSH entstehende Schriftgut ist Eigentum der 

KSH und damit deren Trägerin. Analog zu konventionellen Akten gelten diese Regelungen für ma-

schinenlesbar gespeicherte Informationen und Dokumente. Die Regelungen der KAO und des Art. 

14 BayArchivG bleiben von den in dieser Richtlinie getroffenen Regelungen unberührt. 

2. Aufbewahrungsfristen 

Die Aufbewahrungsfrist einer Akte gibt den Zeitraum an, für den eine Akte bei der aktenführenden 

Stelle auch nach ihrer Schließung aufzubewahren ist, bevor eine Aussonderung durchgeführt wer-

den kann. Zu unterscheiden sind gesetzliche Aufbewahrungsfristen, auf die die KSH keinen Einfluss 

nehmen kann und solche, die hochschulintern festgesetzt werden können. Im Zweifelsfall obliegt es 

der/dem jeweiligen Sachbearbeiter/in, einschlägige Aufbewahrungsfristen in seinem Aufgabenbe-

reich zu kennen und anzuwenden.  

Die Fristen geben an, wenn die Aktenregelmäßig ausgesondert werden. Eine Verkürzung der Fris-

ten ist möglich, wenn die Akten zur Erfüllung der Dienstaufgaben nicht mehr benötigt werden, eine 

Verlängerung, falls sachliche Gründe dafür vorliegen.  

Die Aufbewahrungsfristen beginnen, soweit nichts anderes ausdrücklich bestimmt ist, mit Ablauf 

des Kalenderjahres, in dem die Akten geschlossen worden sind.  

Für die Aufbewahrung von Akten gelten die nachfolgend aufgeführten Fristen. Für alle hier nicht 

aufgeführten Akten gilt grundsätzlich eine Aufbewahrungsfrist von fünf Jahren. Hiervon unberührt 

bleiben gesonderte Rechtsvorschriften oder gesonderte Anordnungen, durch die für bestimmte Ak-

ten eine längere Frist festgelegt wird. Insbesondere für Personalakten sowie Kassen- und Rech-

nungsbelege gelten besondere Aufbewahrungsfristen.  

3. Aussonderung von Akten  

Um die zu verwahrenden Aktenmengen möglichst klein zu halten, sollten alle Stellen der KSH in re-

gelmäßigen Abständen nach Rücksprache mit der Verwaltungsdirektion ihre Altakten aussondern. 

Sofern nichts anderes bestimmt ist, sind Prüfungsarbeiten nach Ablauf der Aufbewahrungsfrist der 

Absolventin/dem Absolventen zu überlassen, wenn diese/dieser das beantragt hat. Die Absolven-

tin/der Absolvent soll auf diese Möglichkeit hingewiesen werden.  

Grundsätzlich sind bei der Löschung und Sperrung personenbezogener Daten die Vorschriften des  

§ 14 KDO und Art 12 BayDSG zu beachten.  

 

 

München und Benediktbeuern, [Datum] 

 

 

 



 

 

 

 

 

Aufbewahrungsfristen im Überblick 

 

Ständige Aufbewahrung 

 Unterlagen und Akten, die wegen ihres geschichtlichen, kulturellen oder rechtlichen Werts oder aus 

anderen Gründen dauerhaft erhalten bleiben müssen (Gründungsakten, Chroniken o.ä.) 

 Akten, die über die Organisation, die Entwicklung, den Aufbau, den Ausbau und die Aufgaben der 

KSFH und ihrer Einrichtungen Auskunft geben, wie: 

- Gremienprotokolle 

- Matrikellisten 

- Planungsangelegenheiten 

 Gerichtsurteile 

 Baupläne 

 

50 Jahre (§ 12 Absatz 2 RaPO) 

 Reduzierte Prüfungsakten (mit Unterlagen über Immatrikulationsdauer, Prüfungsergebnissen, Ex-

matrikulation, Zeugnis, Urkunde und Diploma Supplement); in digitaler Form möglich; 

 

20 Jahre 

 Prüfungspläne, Niederschriften über Prüfungen/Prüfungsprotokolle, Statistiken (über Prüfungen) 

 

10 Jahre 

 Gerichtsakten  

 Unterlagen zu Gremiensitzungen (Unterlagen aus Prüfungsgremien, die zur reduzierten Prüfungsak-

te gehören s.o.) 

 

5 Jahre 

 Ausgezeichnete und zur Archivierung in der Bibliothek freigegebene Diplom-, Bachelor- und Master-

arbeiten 

 

2 – 10 Jahre 

 Personal- und Personalvertretungsakten (SteuerR, § 165 Abs. 4 SGB VII, ArbZG, MuSchG etc.) Aufbe-

wahrung wird über die Trägerin geregelt 

 

2 Jahre (§ 12 Absatz 1 RaPO) 

 Prüfungsarbeiten 

 

1 Jahr 

 Schriftstücke mit unwesentlichem Inhalt, der nur für eine kürzeren Zeitraum von Interesse ist (Tage-

skopien, Prospekte, Einladungen, Rundschreiben etc.) 

 

kürzere Frist 

 Nicht angenommene Bewerbungen für Studienplätze: Rücksendung/Vernichtung nach Abschluss des 

Bewerbungsverfahrens (angenommene Bewerbungsakten werden zu Studierendenakten abgelegt, 

aus denen bei Exmatrikulation die reduzierte Prüfungsakte zu erstellen sind). 
 


